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Kapitalmarktorientierte
Unternehmen

nicht kapitalmarktorientierte
Unternehmen

Konzernabschluss PFLICHT
seit 01.01.2005

Erst seit 01.01.2007 für
Unternehmen, die

• einen geregelten Markt
nur durch Schuldtitel in
Anspruch genommen
hatten,

• die Zulassung als
Wertpapieremittent
nur beantragt hatten
oder

• aufgrund einer
Börsennotierung in den
USA nach US-GAAP
Rechnung legten.

WAHLRECHT
seit 01.01.2005

Einzelabschluss Wahlrecht nur für Offenlegungszwecke seit 01.01.2005.

Für Zwecke der Ausschüttungsbemessung und der steuerlichen
Gewinnermittlung besteht weiterhin die PFLICHT zur Bilanzierung
nach HGB

Rechtsgrundlage: § 315a HGB
(1) Ist ein Mutterunternehmen, das nach den Vorschriften des Ersten Titels einen
Konzernabschluss aufzustellen hat, nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Juli 2002 in der jeweils geltenden Fassung
verpflichtet, die nach den Artikeln 2, 3 und 6 der genannten Verordnung übernommenen
internationalen Rechnungslegungsstandards anzuwenden, so sind von den Vorschriften des
Zweiten bis Achten Titels nur § 294 Abs. 3, § 297 Abs. 2 Satz 4, § 298 Abs. 1, dieser jedoch nur
in Verbindung mit den §§ 244 und 245, ferner § 313 Abs. 2 und 3, § 314 Abs. 1 Nr. 4, 6, 8 und
9, Abs. 2 Satz 2 sowie die Bestimmungen des Neunten Titels und die Vorschriften außerhalb
dieses Unterabschnitts, die den Konzernabschluss oder den Konzernlagebericht betreffen,
anzuwenden.
(2) Mutterunternehmen, die nicht unter Absatz 1 fallen, haben ihren Konzernabschluss nach
den dort genannten internationalen Rechnungslegungsstandards und Vorschriften
aufzustellen, wenn für sie bis zum jeweiligen Bilanzstichtag die Zulassung eines Wertpapiers
im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 des Wertpapierhandelsgesetzes zum Handel an einem
organisierten Markt im Sinne des § 2 Abs. 5 des Wertpapierhandelsgesetzes im Inland
beantragt worden ist.
(3) Mutterunternehmen, die nicht unter Absatz 1 oder 2 fallen, dürfen ihren
Konzernabschluss nach den in Absatz 1 genannten internationalen
Rechnungslegungsstandards und Vorschriften aufstellen. Ein Unternehmen, das von diesem
Wahlrecht Gebrauch macht, hat die in Absatz 1 genannten Standards und Vorschriften
vollständig zu befolgen.

Was ist eine kapitalmarktorientierte Kapitalgesellschaft?

§ 264 d HGB
Eine Kapitalgesellschaft ist kapitalmarktorientiert, wenn sie einen organisierten Markt im Sinn des § 2
Abs. 5 des Wertpapierhandelsgesetzes durch von ihr ausgegebene Wertpapiere im Sinn des § 2 Abs. 1
Satz 1 des Wertpapierhandelsgesetzes in Anspruch nimmt oder die Zulassung solcher Wertpapiere
zum Handel an einem organisierten Markt beantragt hat.

§ 2 Abs. 5 Wertpapierhandelsgesetz
Organisierter Markt im Sinne dieses Gesetzes ist ein im Inland, in einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum betriebenes oder verwaltetes, durch staatliche Stellen genehmigtes, geregeltes und
überwachtes multilaterales System, das die Interessen einer Vielzahl von Personen am Kauf und
Verkauf von dort zum Handel zugelassenen Finanzinstrumenten innerhalb des Systems und nach
festgelegten Bestimmungen in einer Weise zusammenbringt oder das Zusammenbringen fördert, die
zu einem Vertrag über den Kauf dieser Finanzinstrumente führt.

§ 2 Abs. 1 Wertpapierhandelsgesetz
Wertpapiere im Sinne dieses Gesetzes sind, auch wenn keine Urkunden über sie ausgestellt
sind, alle Gattungen von übertragbaren Wertpapieren mit Ausnahme von
Zahlungsinstrumenten, die ihrer Art nach auf den Finanzmärkten handelbar sind,
insbesondere
1. Aktien,
2. andere Anteile an in- oder ausländischen juristischen Personen, Personengesellschaften
und sonstigen Unternehmen, soweit sie Aktien vergleichbar sind, sowie Zertifikate, die Aktien
vertreten,
3. Schuldtitel,

a) insbesondere Genussscheine und Inhaberschuldverschreibungen und
Orderschuldverschreibungen sowie Zertifikate, die Schuldtitel vertreten,
b) sonstige Wertpapiere, die zum Erwerb oder zur Veräußerung von Wertpapieren
nach den Nummern 1 und 2 berechtigen oder zu einer Barzahlung führen, die in
Abhängigkeit von Wertpapieren, von Währungen, Zinssätzen oder anderen Erträgen,
von Waren, Indices oder Messgrößen bestimmt wird.

Wertpapiere sind auch Anteile an Investmentvermögen, die von einer
Kapitalanlagegesellschaft oder einer ausländischen Investmentgesellschaft ausgegeben
werden.
(1a) Geldmarktinstrumente im Sinne dieses Gesetzes sind alle Gattungen von Forderungen,
die nicht unter Absatz 1 fallen und die üblicherweise auf dem Geldmarkt gehandelt werden,
mit Ausnahme von Zahlungsinstrumenten.
(2) Derivate im Sinne dieses Gesetzes sind
1. als Kauf, Tausch oder anderweitig ausgestaltete Festgeschäfte oder Optionsgeschäfte, die
zeitlich verzögert zu erfüllen sind und deren Wert sich unmittelbar oder mittelbar vom Preis
oder Maß eines Basiswertes ableitet (Termingeschäfte) mit Bezug auf die folgenden
Basiswerte:

a) Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente,
b) Devisen oder Rechnungseinheiten,
c) Zinssätze oder andere Erträge,



d) Indices der Basiswerte der Buchstaben a, b oder c, andere Finanzindices oder
Finanzmessgrößen oder
e) Derivate;

2. Termingeschäfte mit Bezug auf Waren, Frachtsätze, Emissionsberechtigungen, Klima- oder
andere physikalische Variablen, Inflationsraten oder andere volkswirtschaftliche Variablen
oder sonstige Vermögenswerte, Indices oder Messwerte als Basiswerte, sofern sie

a) durch Barausgleich zu erfüllen sind oder einer Vertragspartei das Recht geben,
einen Barausgleich zu verlangen, ohne dass dieses Recht durch Ausfall oder ein
anderes Beendigungsereignis begründet ist,
b) auf einem organisierten Markt oder in einem multilateralen Handelssystem
geschlossen werden oder
c) nach Maßgabe des Artikels 38 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 der
Kommission vom 10. August 2006 zur Durchführung der Richtlinie 2004/39/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufzeichnungspflichten für
Wertpapierfirmen, die Meldung von Geschäften, die Markttransparenz, die Zulassung
von Finanzinstrumenten zum Handel und bestimmte Begriffe im Sinne dieser
Richtlinie (ABl. EU Nr. L 241 S. 1) Merkmale anderer Derivate aufweisen und
nichtkommerziellen Zwecken dienen und nicht die Voraussetzungen des Artikels 38
Abs. 4 dieser Verordnung gegeben sind,
und sofern sie keine Kassageschäfte im Sinne des Artikels 38 Abs. 2 der Verordnung
(EG) Nr. 1287/2006 sind;

3. finanzielle Differenzgeschäfte;
4. als Kauf, Tausch oder anderweitig ausgestaltete Festgeschäfte oder Optionsgeschäfte, die
zeitlich verzögert zu erfüllen sind und dem Transfer von Kreditrisiken dienen (Kreditderivate);
5. Termingeschäfte mit Bezug auf die in Artikel 39 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006
genannten Basiswerte, sofern sie die Bedingungen der Nummer 2 erfüllen.


